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Betrifft:

Zivilverfahrens-Novelle 2004



Nachtrag zur Erleichterung von „Sammelklagen“

Sehr geehrte Frau Dr. Kloiber!

der Verein für Konsumenteninformation (VKI) verweist auf seine Stellungnahme zur Zivilverfahrens-Novelle 2004 und die darin dargelegte Notwendigkeit, „Gruppen-„ oder „Sammelklagen“ in Österreich besser und ausdrücklich zu regeln.

Der VKI geht aber davon aus, dass einer Einführung einer „Gruppenklage“ ein öffentlicher Diskussionsprozess vorausgehen wird. Daher erlauben wir uns für die anstehende Novelle eine Regelung vorzuschlagen, die geeignet wäre, „Sammelklagen“ im Wege der „Klagshäufung“ sofort zu erleichtern.

Wir sehen in der Praxis folgendes Problem:

Es gibt immer wieder Fälle, wo es sinnvoll erscheint, gewisse gemeinsame Sach- und Rechtsfragen vorweg auszujudizieren und erst danach – falls dann noch nötig – auf alle Einzelfälle im Detail einzugehen. Es wäre daher in solchen Fällen durchaus sinnvoll, zunächst einen Musterprozess zu betreiben (etwa durch Abtretung der Ansprüche gemäß § 55 Abs 4 JN in einem repräsentativen Fall) und in allen anderen Fällen – so nicht aussergerichtlich ein Verjährungsverzicht erlangt werden kann – mit einer Klagshäufung im Sinn des § 227 ZPO vorzugehen. 

Bei dieser Vorgangsweise stellt sich aber das Problem, dass man bezweifeln darf, dass der anhängige Musterprozess ein tauglicher Unterbrechnungsgrund nach § 190 ZPO im Verfahren mit Klagshäufung darstellt. Das Rechtsverhältnis zwischen Konsument A und dem Unternehmen X im Musterprozess ist wohl nicht präjudiziell dem Rechtsherhältnis des Konsumenten B, C, D usw und dem Unternehmen X im Verfahren mit Klagshäufung. Unterbricht das Gericht dennoch, dann kommt der Kläger in ein Dilemma: Ansich macht die Unterbrechung Sinn und spart Gerichtsaufwand und auch Prozesskosten; also würde man wohl dagegen kein Rechtsmittel ergreifen wollen. Andererseits muss der Kläger damit rechnen, dass der Beklagte später mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des Unterbrechungsbeschlusses vorbringt, der Kläger habe die Rechtsverfolgung nicht gehörig betrieben und Ansprüche seien verjährt. Das treibt den Kläger dazu, den Unterbrechungsbeschluss anzufechten. 

Einer prozessökonomischen Vorgangsweise ist somit de lege ein Riegel vorgeschoben.

Der VKI schlägt daher vor, etwa in einem § 190a ZPO die Möglichkeit der Unterbrechung eines oder mehrerer Verfahren auch für den Fall ausdrücklich zu regeln, dass in einem zuvor anhängig gemachten Verfahren in relevanten Teilen gleichartige, auf einem im wesentlichen gleichartigen Sachverhalt oder Rechtsgrund beruhende Ansprüche oder Verpflichtungen den Gegenstand des Rechtsstreites bilden. Hätte man Bedenken in Richtung Art. 6 MRK, so könnte man eine solche Unterbrechung von der Zustimmung des Klägers abhängig machen, dies auch um zu verhindern, dass sich die Gerichte oder die beklagte Partei aussuchen könnten, welche Prozesskonstellation als Musterprozess betrieben werden kann.  Es müsste nur klargestellt sein, dass eine Unterbrechnung mit Zustimmung des Klägers nicht als nicht gehörige Fortsetzung des Verfahrens gilt.
Ein solcher Unterbrechungsgrund sollte bewirken, dass die unterbrochenen Verfahren gerichtsanhängig mit Verjährungshemmung verbleiben; es könnte dahin gestellt bleiben, wie weit eine Indizwirkung des Musterprozesses für die übrigen unterbrochenen Verfahren reicht.

Nach unserer Erfahrung hat sich gezeigt, dass in den hier relevanten Fällen nach rechtskräftiger Entscheidung in Musterprozessen die Kontrahenten die übrigen Fälle meist zügig außergerichtlich verglichen haben. Öfters allerdings setzen wirtschaftlich mächtige Beklagte ihre wirtschaftliche Macht im Sinne einer Prozessverteuerung so ein, dass es zu keinen vernünftigen Ruhensvereinbarungen mit Verjährungsverzicht kommt.
Wir sind gerne bereit, unseren Vorschlag im Rahmen eines Gespräches näher zu erläutern.

Freundliche Grüße


Dr. Peter Kolba
Leiter der Rechtsabteilung

	
	
	

	
	

	


	



